
 

1 / 1 

Allgemeine Geschäftsbedingungen Kunst 

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen Kunst, nachstehend AGB Kunst genannt, berücksichtigen die Verkehrsge-

bräuche im Zusammenhang mit der Spedition, Beförderung und Behandlung von Kunst und Antiquitäten, Ausstel-

lungsgegenständen, Sammlungen, Sammlerstücken und artverwandten Gegenständen (im Folgenden gemein-

schaftlich: „Kunstgegenstände“).  

1. Geltungsbereich  

1.1 Die AGB Kunst gelten für Aufträge aller Art gegenüber der HAAS & COMPANY (Europe) GmbH (im Folgenden 

„Auftragnehmer“), Hafenstraße 45, 79576 Weil am Rhein, im Zusammenhang mit der Behandlung von Kunstge-

genständen gleichgültig, ob sie Speditions-, Fracht-, Lager- oder sonstige üblicherweise zum Kunstbereich gehö-

rende Geschäfte betreffen. Hierzu zählen z.B. auch Vereinbarungen als selbständige Verträge über das Auf- und 

Abhängen von Bildern, das Auf- und Abbauen sonstiger Kunstgegenstände, das Verpacken, Verladen, Verstauen, 

Befördern, Entladen, Auspacken und die Lagerung von Kunstgegenständen, über die Erhebung von Nachnahmen, 

über Zollbehandlungen, über Kurierdienstleistungen oder die Vermittlung und das Besorgen von Transport- und 

Sachversicherungen.  

1.2 Soweit nachstehend nichts anderes geregelt wird, gelten diese AGB Kunst sowohl für Verträge mit Ver-

brauchern als auch für Verträge mit Unternehmern. Verbraucher ist, wer den Vertrag zu Zwecken abschließt, die 

überwiegend weder seiner gewerblichen noch seiner selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kön-

nen. Unternehmer ist jede natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei 

Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 

1.3 Anders lautende oder ergänzende Geschäftsbedingungen des Auftraggebers finden keine Anwendung. Dies 

gilt auch dann, wenn der Auftragnehmer seine Leistungen in Kenntnis derartiger anders lautender oder ergänzen-

der Bedingungen des Auftraggebers vorbehaltlos erbringt. Soweit der Vertragspartner kein Verbraucher ist, gelten 

die AGB Kunst auch für künftige Verträge, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden.  

2. Vertragsschluss 

Sämtliche bei Vertragsschluss zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarungen werden vollständig schriftlich 

niedergelegt. Die Mitarbeiter des Auftragnehmers sind nicht befugt, von der schriftlichen Vereinbarung abwei-

chende mündliche Zusagen zu tätigen.  

3. Angaben des Auftraggebers  

3.1 Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer bei Auftragserteilung schriftlich über Adresse, Anzahl, Art und In-

halt der Kunstgegenstände, Maße, Gewichte, Eigenschaften und den tatsächlichen Wert, sowie die örtlichen Ver-

hältnisse am Abhol- und Zielort des Kunstgegenstands zu unterrichten.  

3.2 Unrichtige oder unterlassene Angaben fallen dem Auftraggeber zur Last, auch wenn ihn kein Verschulden 

trifft, außer die Unrichtigkeit war für den Auftragnehmer offenkundig und/oder bei Auftragserteilung bekannt. 

Handelt es sich bei dem Auftraggeber um einen Verbraucher, so hat er dem Auftragnehmer Schäden und Aufwen-

dungen aufgrund unrichtiger oder unterlassener Angaben nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft.  

4. Haftung  

4.1 Bei Auslandsaufträgen ist der Auftragnehmer beim Einsatz von Dienstleistern zur Vereinbarung von deren 

üblichen Geschäftsbedingungen befugt. Wenn und soweit in diesem Fall ein Schaden durch einen ausländischen 

Dienstleister verursacht wird, bestimmt sich die Haftung dann nach den mit diesen ausländischen Unternehmen 

vereinbarten vertraglichen oder zwingenden gesetzlichen Bestimmungen. Eine weitergehende Haftung des Auf-

tragnehmers besteht nur, wenn und soweit der Schaden auf der schuldhaften Verletzung einer eigenen Sorgfalts-

pflicht beruht. Gegenüber Verbrauchern findet diese Regelung keine Anwendung.  

4.2 Im Übrigen haftet der Auftragnehmer für das Verhalten von Mitarbeitern und zur Erfüllung eingesetzter Drit-

ter wie für eigenes Verhalten. Der Auftragnehmer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vorbehaltlich 

der Haftungsbeschränkungen in Ziffer 6 bei der Erbringung von Beförderungsleistungen für 

– Güterschäden, d.h. Verlust und Beschädigung des Kunstgegenstandes, der Gegenstand des Vertrages ist; 

– Güterfolgeschäden, d.h. aus einem Güterschaden herrührende Vermögensschäden sowie 

– reine Vermögensschäden, d.h. solche, die nicht mit einem Güterschaden oder einem sonstigen Sachschaden 

zusammenhängen, es sei denn, der Auftragnehmer weist nach, dass er die zugrundeliegende Pflichtverletzung 

nicht zu vertreten hat.  

4.3 Bei Beförderungen per Kraftfahrzeug auf der Straße, per Flugzeug, Eisenbahn oder Seeschiff, auf die interna-

tionale Übereinkommen (CMR, MÜ, CIM, CMNI, Haager Visby Rules) Anwendung finden, wird nach den geltenden 

Vorschriften des jeweiligen internationalen Übereinkommens, von denen nicht durch Vereinbarung abgewichen 

werden kann, gehaftet. Diese zwingenden Regelungen bleiben von diesen AGB Kunst unberührt.  

5. Haftungsausschluss  

Der Auftragnehmer ist von der Haftung - gleich aus welchem Rechtsgrund - befreit, wenn und soweit der Schaden 

durch eine nicht vom Auftragnehmer verschuldete Weisung des Auftraggebers oder einer vom Auftraggeber be-

stellten Person und durch Umstände verursacht worden ist, die der Auftragnehmer mit der Sorgfalt eines ordentli-

chen Kaufmannes nicht abwenden konnte. Sonstige geltende gesetzliche Haftungsausschlüsse bleiben unberührt. 

6. Haftungsbeschränkungen und Versicherung 

Die gesetzliche Haftung des Auftragnehmers ist vorbehaltlich der Geltung zwingender Vorschriften der in Ziffer 4.3 

genannten internationalen Übereinkommen wie folgt beschränkt: 

6.1 Die Haftung für Güterschäden ist beschränkt auf 8,33 Sonderziehungsrechte des Internationalen Währungs-

fonds je Kilogramm des beschädigten oder in Verlust geratenen Gutes (§ 431 HGB). Die Haftung für den Verlust 

oder die Beschädigung des Gutes ist zudem in jedem Fall begrenzt auf den Wert des Kunstgegenstandes zuzüglich 

der Schadensfeststellungskosten. 

6.2 Bei Überschreitung der Lieferfrist gelten die jeweils anwendbaren gesetzlichen Haftungsbeschränkungen.  

6.3 Für reine Vermögensschäden (d.h. andere Sach- oder Personenschäden), die nicht durch Verlust oder Be-

schädigung des Gutes oder Überschreitung der Lieferfrist entstehen, aber auf der Verletzung einer mit der Ausfüh-

rung der Beförderung des Kunstgegenstandes zusammenhängenden Vertragspflicht beruhen, ist die Haftung be-

grenzt auf das dreifache dessen, was im Verlustfall zu zahlen wäre (§ 433 HGB).  

6.4 Werden Kunstgegenstände, die Gegenstand des Vertrages sind, dem Empfänger ohne Einziehung der nach 

dem Vertrag vereinbarten Nachnahme ausgeliefert, haftet der Auftragnehmer dem Auftraggeber für den daraus 

entstehenden Schaden nur bis zur Höhe des Betrages der Nachnahme.  

6.5 Der Auftraggeber kann gegen gesondertes Entgelt höhere als die in Ziffer 6.1 - 6.4 dieser AGB Kunst geregel-

ten Höchstbeträge im Vertrag vereinbaren.  

6.6 Der Auftragnehmer besorgt die Versicherung der Kunstgegenstände, z.B. eine Transport- oder Lagerversi-

cherung nur aufgrund eines schriftlichen Auftrages unter Angabe der Versicherungssumme und der zu deckenden 

Gefahren. Im Zweifel entscheidet der Auftragnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen über Art und Umfang der 

Versicherung und schließt sie zu marktüblichen Bedingungen gegen eine besondere Vergütung und Ersatz der Aus-

lagen ab.  

6.7 Die in den Ziffern 4 bis 6 AGB Kunst vorgesehenen Haftungsregelungen gelten in den genannten Fällen auch 

für außervertragliche Ansprüche, gleich auf welchem Rechtsgrund der Anspruch beruht. Auf diese Bestimmungen 

können sich auch die Bediensteten des Auftragnehmers sowie Personen berufen, für die der Auftragnehmer haf-

tet, es sei denn, sie haben den Schaden durch Vorsatz oder durch grob fahrlässiges Verhalten herbeigeführt.  

6.8 Die Haftungsbeschränkungen finden keine Anwendung, soweit ein Schaden von dem Auftragnehmer vor-

sätzlich oder leichtfertig in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, herbeige-

führt wurde.   

6.9 Soweit der Auftragnehmer Werkleistungen neben der Beförderungstätigkeit erbringt, wie z.B. das Auf- und 

Abhängen von Bildern, das Auf- und Abbauen spezieller Kunstgegenstände, die sich nach den Bestimmungen des 

Werkvertragsrechts (§§ 631 ff. BGB) richten, gelten folgende Haftungsbeschränkungen:  

6.10 Der Auftragnehmer haftet vorbehaltlich der nachstehenden Regelungen nur im Falle von Vorsatz und grober 

Fahrlässigkeit sowie im Falle der schuldhaften Verletzung wesentlichen Vertragspflichten. Wesentliche Vertrags-

pflichten sind solche, deren Erfüllung für die Erreichung des Vertragszwecks erforderlich ist und auf deren Einhal-

tung der Auftraggeber regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Soweit dem Auftragnehmer weder Vorsatz noch 

grobe Fahrlässigkeit zur Last zu legen ist, ist die Haftung der Höhe nach auf den vertragstypischen, vorhersehbaren 

Schaden beschränkt. Diese Haftungsbeschränkung gilt jedoch nicht bei Verletzungen des Körpers, des Lebens oder 

der Gesundheit sowie im Falle der Arglist oder einer Garantieübernahme.  

6.11 Die Haftungsbestimmungen gelten nicht als Vereinbarung anderer Haftungsbeträge im Sinne von Art. 25 des 

Montrealer Übereinkommens.  

7. Freistellungspflicht 

Der Auftraggeber hat Auftragnehmer von Ansprüchen Dritter freizustellen, die aufgrund einer vertragswidrigen 

Handlung oder Unterlassung des Auftraggebers gegen  den Auftragnehmer geltend gemacht werden, es sei denn, 

der Auftraggeber weist nach, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Handelt es sich bei dem Auftrag-

geber um einen Unternehmer, so bleibt seine verschuldensunabhängige Haftung nach § 414 HGB unberührt. 

8. Ablieferung / Reklamationen  

8.1 Ist nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart, darf die Ablieferung mit befreiender Wirkung an eine zum 

Geschäft oder Haushalt gehörige, in den Räumen des Empfängers oder in den vertraglich vereinbarten Empfangs-

räumen anwesende, erwachsene Person erfolgen, sofern den Umständen nach angenommen werden kann, dass 

diese zur Annahme der Sendung berechtigt ist. 

8.2 Ist bei Ablieferung ein Schaden am Objekt äußerlich erkennbar oder liegt eine erkennbare Fehlmenge vor, 

hat der Empfänger diesen bei Ablieferung des Gutes unter Angaben konkreter Art über den Verlust oder die Be-

schädigung anzuzeigen. Äußerlich nicht erkennbare Schäden hat der Empfänger unverzüglich - spätestens jedoch 

7 Tage nach Ablieferung – dem Auftragnehmer gegenüber schriftlich anzuzeigen.  

9. Zahlungsvereinbarungen, Pfandrecht, Verjährung  

9.1 Rechnungen sind binnen 10 Tagen nach Rechnungszugang zu begleichen. Mit Überschreitung der vereinbar-

ten Zahlungsfrist gerät der Auftraggeber in Verzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf. Der Auftragnehmer ist im 

Falle des Verzuges berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe zu verlangen. Weitergehende Ansprüche bleiben 

unberührt.  

9.2 Von Frachtforderungen, Havarieeinschüssen oder -beiträgen, Zöllen, Steuern und sonstigen Abgaben, die an 

den Auftragnehmer, insbesondere als Verfügungsberechtigten oder als Besitzer fremden Gutes gestellt werden, 

hat der Auftraggeber den Auftragnehmer auf Verlangen frei zu stellen.  

9.3 Pfand- sowie Zurückbehaltungsrechte des Auftragnehmers richten sich nach den gesetzlichen Bestimmun-

gen.  

9.4 Bezüglich der Verjährung von Ansprüchen gelten ebenfalls die jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen.  

10. Sanktionsklausel 

Sollte die Erfüllung des Vertrages gegen geltende Wirtschafts- und Finanzsanktionen Embargos oder ähnliche au-

ßenwirtschaftsrechtliche Bestimmungen der Europäischen Union (EU), eines ihrer Mitgliedstaaten oder des Sicher-

heitsrats der Vereinten Nationen verstoßen, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistungserbringung einzustel-

len und den Auftrag insoweit zu kündigen, ohne dass dadurch etwaige Haftungsansprüche ausgelöst werden.  

11. Schlussbestimmungen  

11.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Handelt es sich bei dem Auftraggeber um einen Verbrau-

cher, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Staat als der Bundesrepublik Deutschland hat, so blei-

ben die zwingenden Bestimmungen dieses Staates, von denen nicht durch Vereinbarung abgewichen werden darf, 

von der vorstehenden Rechtswahl unberührt. 

11.2 Handelt es sich bei dem Auftraggeber um einen Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen, so ist Gerichtsstand für sämtliche Streitigkeiten aus und im Zusam-

menhang mit dem Vertrag der Sitz des Auftragnehmers. Dies gilt auch, wenn es sich bei dem Auftraggeber um 

einen Unternehmer mit Sitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland handelt. Die vorstehende Gerichtsstands-

vereinbarung gilt im Fall der Art. 31 CMR und 46 § 1 CIM als zusätzliche Gerichtsstandsvereinbarung.  

11.3 Der Auftragnehmer ist gesetzlich nicht verpflichtet, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbrau-

cherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilzunehmen und nimmt an einem solchen Verfahren daher auch nicht 

teil. 

11.4 Soweit nach diesen Bestimmungen Erklärungen „schriftlich“ abzugeben sind, genügt die Textform im Sinne 

des § 126b BGB.  

11.5 Sollte eine der vorstehenden Klauseln unwirksam sein oder werden, hat dies keinen Einfluss auf diese AGB 

Kunst oder eine Einzelvereinbarung im Übrigen. Anstelle der unwirksamen Regelungen gelten die jeweiligen ge-

setzlichen Bestimmungen.  

11.6 Die Parteien verpflichten sich zur Einhaltung der für sie geltenden Anforderungen der anwendbaren gesetz-

lichen Datenschutzbestimmungen, insbesondere der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO). Weitergehende Informationen können der Datenschutzerklärung des Auftragnehmers entnommen wer-

den.  


